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Argentinier als neuer Papst
Jorge Bergoglio ist Franziskus / Amtseinführung am Dienstag
Franziskus bei seiner ersten Messe nach der Papstwahl. (Foto: AP/CTV)
Rom (dpa/mc) - Er komme doch „nahezu vom anderen Ende der Welt“, scherzte Jorge Mario Bergoglio, als er sich den jubelnden Gläubigen auf dem Petersplatz als Papst Franziskus zeigte. Ein argentinischer Jesuit besteigt also den Stuhl Petri. Schlicht und demütig, so erscheint der neue Oberhirte der Weltkirche mit 1,2 Milliarden Katholiken. Wer ihn kennt, beschreibt ihn als polyglott, klug und humorvoll. Seine für viele überraschende Wahl lässt all jene hoffen, die dem Heiligen Stuhl Reformen und einen neuen Stil wünschen.
Für die katholische Kirche ist die Wahl des 76-jährigen Bergoglios ein historischer Meilenstein: Mit dem bisherigen Erzbischof von Buenos Aires kommt erstmals ein Papst aus Lateinamerika. Nie zuvor war ein Mitglied des Jesuitenordens Papst.
Es ist zudem das erste Mal seit dem Syrer Gregor III. im 8. Jahrhundert, dass das Oberhaupt der katholischen Kirche nicht aus Europa kommt.
In Argentinien löste die Nachricht von der Wahl Bergoglios große Freude aus. Vor der katholischen Kathedrale auf der Plaza de Mayo in Buenos Aires ertönte ein Hupkonzert. Junge und alte Menschen schwenkten Fahnen, trommelten, stimmen gemeinsam Lieder an. „Argentinien ist Papst! Lasst uns feiern!“, war zu hören. Es herrschte Aufbruchsstimmung.
Dass sich Franziskus für sein Pontifikat einiges vorgenommen hat, machte er am gestrigen Freitag bei einer Audienz vor den Kardinälen deutlich: Dabei rief er zu einer Neuevangelisierung „bis in die letzten Enden der Welt“ auf. Die christliche Wahrheit sei attraktiv, sagte er.
Überschattet wurde der Auftritt durch die neu entbrannte Debatte über das Verhalten Bergoglios in der Zeit der Militärdiktatur in Argentinien (1976-1983). Mit ungewöhnlicher Schärfe wies Vatikansprecher Federico Lombardi vor der internationalen Presse Medienberichte über ein angebliches Fehlverhalten zurück. Er sprach von einer verleumderischen und rufschädi-genden Kampagne.
Rom bereitet sich unterdessen auf die feierliche Amtseinführung des Pontifex vor, zu der am kommenden Dienstag Staatsgäste aus aller Welt und eine Million Pilger erwartet werden. Der Papst wird an diesem Sonntag sein erstes Angelus-Gebet auf dem Petersplatz sprechen. Bereits dazu werden Zehntausende erwartet. Heute wird Franziskus eine Audienz nur für Journalisten geben - allerdings ohne Gelegenheit für Fragen.
Mit Blick auf die Vorwürfe aus der Vergangenheit gegen den frisch gewählten Papst sagte Lombardi, Bergoglio habe seinerzeit viel getan, um Menschen zu schützen. Medienberichten zufolge soll er sich damals nicht hinreichend für zwei Jesuitenpater eingesetzt haben, die monatelang in Haft kamen und gefoltert wurden. In seiner gestern in München veröffentlichten Stellungnahme betonte Francisco Jalics, einer der beiden Patres: „Ich bin mit den Geschehnissen versöhnt und betrachte sie meinerseits als abgeschlossen.“ Jalics lebt seit vielen Jahren in Deutschland. Der andere Pater starb 2000 in Uruguay.
Franziskus dankte den Kardinälen und insbesondere seinem Vorgänger auf dem Stuhl Petri. „Wir fühlen, dass Benedikt XVI. in der Tiefe unserer Herzen eine Flamme entzündet hat: Sie wird weiter brennen.“ Der Ende Februar zurückgetretene Joseph Ratzinger habe die Kirche mit seinem Lehramt, seiner Güte, seinem Glauben, seiner Demut und seiner Milde bereichert und neu gestärkt. Nachdem Franziskus bereits kurz nach seiner Wahl mit dem emeritierten Papst telefoniert hatte, will der Argentinier den Deutschen in den nächsten Tagen persönlich treffen, wie Lombardi betonte. Benedikt hatte angekündigt, einen Geheimbericht über Machenschaften im Vatikan seinem Nachfolger zu übergeben.
Vor den Kardinälen betonte Franziskus den missionarischen Auftrag: Die Kirche müsse Jesus Christus zu den Menschen bringen und die Menschen zu Jesus Christus. Gott sei für jeden die einzige Rettung. Der Heilige Geist sei die Seele der Kirche, mit seinem kraftvollen Atem helfe er, das Evangelium zu verbreiten. Die Kirche werde niemals in Pessimismus verfallen. Zum Einführungsgottesdienst am Dienstag auf dem Petersplatz haben sich mehr als 100 Delegationen mit Staats- und Regierungschefs angekündigt. Roms Bürgermeister Gianni Alemanno sagte, die Stadt bereite sich auf eine Million Pilger vor.
(Siehe auch Meinung)
Titelseite
CFK reist nach Rom
Buenos Aires (dpa) - Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner will zur Amtseinführung für Papst Franziskus am Dienstag nach Rom kommen. Das erklärte Regierungssprecher Alfredo Scoccimarro. Die Präsidentin hatte zu dem bisherigen Erzbischof von Buenos Aires ein eher gespanntes Verhältnis, weil er gegen die Regierungspolitik etwa in Sachen Homo-Ehe oder Abtreibungsrecht Front machte. Sie wünsche sich, dass Franziskus ein höheres Maß an Brüderlichkeit zwischen den Völkern und den Religionen schaffen könne, erklärte Kirchner am Mittwoch.
Mit ihrer ersten Reaktion hatte sich die Staatschefin Zeit gelassen. Erst eine Stunde nach der Entscheidung in Rom twitterte sie ihren Glückwunsch für den neuen Pontifex. Sie hoffe, dass der Papst eine „bedeutsame“ Aufgabe für Lateinamerika erfülle und die Großmächte zum Dialog aufrufe. Kirchner spielte damit auf die Weigerung Großbritanniens an, über den Status der Malwinen-Inseln zu verhandeln.
Der neue Papst ermahnte derweil seine Landsleute, nicht nach Rom zu seiner Amtseinführung zu reisen. Der Flug sei lang und teuer, man solle besser das Geld den Armen spenden.
Argentinien
Kelper wollen britisch bleiben
Große Mehrheit auf den Malwinen für Erhalt des Status quo
Jubel bei den Kelpern über das deutliche Abstimmungsergebnis. (Foto: AP)
London (dpa/mc) – Die Malwinen sollen britisch bleiben: Eine überwältigende Mehrheit von 99,8 Prozent der Inselbewohner hat sich für den Erhalt des Status quo als britisches Überseegebiet ausgesprochen. Von den 1517 Wählern stimmten nur drei mit „Nein“. Das teilte die Wahlkommission der Inselregierung am Dienstag mit.
Großbritannien forderte die argentinische Regierung umgehend dazu auf, den Willen der Inselbevölkerung zu achten. Argentinien, das auch 31 Jahre nach der gescheiterten Militärinvasion Gebietsansprüche auf die rohstoffreichen Malwineninseln erhebt, solle das Ergebnis des Referendums „sorgfältig zur Kenntnis nehmen“, sagte Premierminister David Cameron am Dienstag.
Internationale Wahlbeobachter hatten die Abstimmung als frei und fair beurteilt. Die Kelper genannten Insulaner feierten das Abstimmungsergebnis in der Hauptstadt Port Stanley (Puerto Argentino) am Montagabend ausgelassen.
Argentinien will bilaterale Gespräche mit Großbritannien über die Souveränität des Gebietes, wie es eine UN-Resolution von 1965 vorsieht. Die Forderungen wurden lauter, seit 2010 bekannt geworden war, dass vor den Malwinen ausbeutbare Vorkommen an Erdöl und Erdgas lagern.
Buenos Aires erkennt das Referendum auf den Inseln nicht als bindend an. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bezeichnete die Abstimmung als „Parodie“. Es sei, als träfen sich Hausbesetzer, um darüber abzustimmen, ob sie ihre illegale Besetzung fortsetzen wollten. Die Staatschefin erneuerte ihre Forderung nach direkten Verhandlungen mit London über den Status der Inseln. Cristina lobte die Haltung der USA, in dem Konflikt neutral bleiben zu wollen. Ihr Außenminister Hector Timermann hatte bereits im Vorfeld gesagt, bei der Volksabstimmung würden „Briten von Briten gefragt, ob sie britisch bleiben wollen.“
Im argentinischen Kongress stieß das Referendum auf einhellige Ablehnung. In beiden Kammern, Senat wie Abgeordnetenhaus, wurde eine Erklärung verabschiedet, in der es heißt, die durchgeführte Abstimmung kehre die rechtliche Situation um. Die UN-Resolution von 1965 sehe ausschließlich bilaterale Verhandlungen zwischen Buenos Aires und London vor. Ein Selbstbestimmungsrecht der Insulaner sei darin ausgeschlossen.
Anders fielen natürlich die Reaktionen in Großbritannien aus. Das Vereinigte Königsreich werde „immer da sein, um die Bevölkerung zu verteidigen“, sagte Cameron. Seit der 1982 zurückgeschlagenen argentinischen Invasion haben die Briten ihren Militärstützpunkt auf den Malwinen deutlich ausgebaut. Die Regierung in London muss jährlich rund 230 Millionen Euro für den Erhalt des Status quo aufwenden.
Cameron hatte schon vor der Abstimmung darauf hingewiesen, dass für Großbritannien der Wille der Einwohner bei der Frage der Souveränität zählt. Die Inselbewohner glauben ihm. „Wir haben überhaupt keine Angst, dass sich daran etwas ändert“, sagt etwa Jan Cheek, eines der acht Mitglieder des Malwinen-Parlamentes.
International ist der Sachverhalt indes längst nicht so klar, wie es Kelper und britische Regierung wünschen. US-Außenminister John Kerry hielt sich erst vor wenigen Wochen bei seinem London-Besuch auffallend zurück, dem Verbündeten den Rücken zu stärken - so wie seine Vorgänger. Auch nach dem Referendum hieß es seitens des US-Außenministeriums, die USA wollten in der Souveränitätsfrage neutral bleiben.
Argentinien ist nicht das einzige Land, das Großbritannien mit seinen 14 Überseegebieten Kolonialismus vorwirft. Auch aus anderen südamerikanischen Ländern, etwa aus Ecuador, kommen ähnliche Töne.
Argentinien
Deutscher bei Überfall getötet
74-Jähriger wurde in Mar del Plata Opfer eines Verbrechens
Mar del Plata (dpa/mc) - In Mar del Plata ist am Sonntag ein deutscher Urlauber bei einem Überfall ums Leben gekommen. Der Mann, bei dem es sich laut übereinstimmenden Berichten hiesiger Medien um den 74-jährigen Adolf Hermann Peterle gehandelt haben soll, sei mit seiner Frau in einem Wohnwagen durch Chile und Argentinien unterwegs gewesen, berichtete die Zeitung „La Capital“.
Das Paar habe am Sonntagmorgen am Strand von Mar del Plata, 400 Kilometer südlich von Buenos Aires, mit dem Wohnwagen gehalten, um den Sonnenaufgang zu beobachten. Sie hätten plötzlich gemerkt, wie jemand von außen versucht habe, sich Zugang zu dem Wagen zu verschaffen. Als der Rentner nachsehen wollte, sei er auf den Angreifer getroffen. In der daraufhin entstandenen Rangelei ist der Mann zu Tode gekommen.
Über die genaue Todesursache gab es unterschiedliche Angaben. Laut dem zuständigen Staatsanwalt Juan Pablo Lódola habe der Angreifer den Deutschen umgebracht, schreibt die Zeitung. Der Körper des Mannes habe zahlreiche Verletzungen aufgewiesen. Ein Gerichtsmediziner habe dagegen angegeben, dass das Opfer an Herzversagen gestorben sei.
Auch das Auswärtige Amt in Berlin bestätigte nur, dass der Mann ums Leben gekommen ist. Die Deutsche Botschaft in Argentinien stehe in engem Kontakt mit den Angehörigen und den zuständigen Behörden vor Ort, sagte ein Sprecher des AA der dpa. Die Staatsanwaltschaft in Argentinien ermittelt wegen Totschlags.
Der Angreifer sei den Berichten zufolge mit einem Navigationssystem sowie Bargeld geflohen. Die Staatsanwaltschaft sucht derzeit Zeugen, die zur Ergreifung des Täters führen. Die Frau, die auch niedergeschlagen wurde, stehe unter Schock. Sie konnte noch nicht vernommen werden.
Nach Angaben der Zeitung seien die Deutschen vor etwa einem Monat mit einem Schiff aus Europa gekommen und hätten ein Buch über Südamerika verfassen wollen. Diese Reise habe zur Fertigstellung des Buches beitragen sollen. Nach Informationen der dpa stammen das Opfer und seine Frau aus Norddeutschland.
Argentinien
Aufruhr in Junín
Ausschreitungen nach Mord an einer 17-Jährigen
Buenos Aires (AT/mc) - Wütende Menschen, brennende Autos, Molotowcocktails, Steine und Gummigeschosse. Die Stadt Junín im Norden der Provinz Buenos Aires war Sonntag im Ausnahmezustand. Der Volkszorn, der sich gegen Polizei und Politik richtete, entzündete sich, nachdem ein Mädchen Samstagnacht Opfer eines Gewaltverbrechens wurde.
Es handelte sich dabei um die 17-jährige Karen Campos, die in einem Kiosk arbeitete, als sie niedergeschossen wurde. Das Geschäft ist nur eine Straßenecke von einer Polizeiwache entfernt. Doch die Ordnungshüter reagierten nicht auf die eingehenden Notrufe. Mittlerweile wurde mit dem 23-jährigen Juan Carlos Ledesma der Täter gefasst. Er gab zu, die tödlichen Schüsse abgegeben zu haben.
Die Wut der Bürger angesichts der Gewalttat in ihrer Stadt war umso größer, da es nur zwei Tage zuvor eine Demonstration für mehr Sicherheit gegeben hatte. Nach dem Raubmord waren es zunächst rund 200 gewaltbereite Demonstranten, die mit Molotowcocktails und Steinen die zentrale Polizeiwache des Ortes angriffen und dabei auch Autos anzündeten. Die Lage beruhigte sich, als die Polizei Präsenz zeigte. Doch gegen Abend spitzte sich Situation wieder zu. Diesmal waren es gut 2000 Bürger, die ihrem Unmut Luft machten. Einige attackierten das Rathaus. Auch Medienvertreter wurden in Mitleidenschaft gezogen.•Die Polizei setzte Gummigeschosse ein und sperrte die Zone ab.
An die Ausschreitungen schloss sich ein politischer Streit an. Juníns Bürgermeister, der Radikale Mario Meoni, bezichtigte das Kirchner-Lager, die Unruhen angezettelt zu haben, um seine Stadtregierung zu destabilisieren. Meoni meinte, es gebe Videoaufzeichnungen, die belegten, dass Anhänger der peronistischen „Front für den Sieg“ sowie Mitglieder von Kooperativen, die dem nationalen Sozialministerium zuzurechnen seien, die Gewaltaktionen eingeleitet hätten. Konkrete Namen wollte der Bürgermeister aber nicht nennen.
Der Retourkutsche kam von Sergio Berni, dem Staatssekretär für Sicherheit. Er bezeichnete die Vorwürfe Meonis als „niederträchtig“. Die Verantwortung liege vor allem bei den Behörden vor Ort. Meonis Stadtregierung habe die Sozialpolitik absolut vernachlässigt. So sei es erklärlich, dass Junín eine so hohe Mordrate aufweise wie Rosario.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Rechte für Hauspersonal
Buenos Aires (AT/mc) Mehr Rechte und Rechtssicherheit für Hauspersonal. Das ist das Ziel des neuen Gesetzespakets, das das Abgeordnetenhaus am Mittwoch einstimmig beschloss. Da bereits zuvor der Senat grünes Licht gegeben hatte, erlangte die Vorlage somit Gesetzeskraft. Die neuen Regelungen sehen vor, die maximalen Arbeitszeiten zu begrenzen: Hausangestellte über 18 Jahren dürfen regulär nicht länger als acht Stunden pro Tag bzw. 48 Stunden pro Woche eingesetzt werden. Beschäftigte im Alter zwischen 16 und 18 Jahren dürfen höchsten sechs Stunden täglich bzw. 36 Stunden wöchentlich arbeiten. Die Einstellung von Personen unter 16 Jahren als Hauspersonal ist verboten. Überstunden sollen an Werktagen mit 50-prozentigem, an Sonn- und Feiertagen sowie an Samstagen ab 13 Uhr mit 100-prozentigem Zuschlag honoriert werden. Der Gesetzgeber sieht für die Hausbeschäftigten zudem ein 13. Monatsgehalt („aguinaldo“) sowie einen Anspruch auf bezahlten Urlaub vor, der zwischen dem 1. November und dem 30. März zu nehmen ist. Die Angestellten haben in bestimmten Fällen zudem das Recht, bezahlte freie Tage („licencia“) zu nehmen. Als Gründe hierfür gelten u.a.: Krankheit, Mutterschaft oder Prüfungen. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Dienstkleidung und Arbeitsgerät zu stellen. Der Beschäftigte hat Anspruch auf ein möbliertes Zimmer, auf eine neunstündige Nachtruhe und eine 35-stündige Erholungszeit am Wochenende (sonnabends ab 13 Uhr).
Keine Einigung
Daniel Scioli, der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, will nicht länger verhandeln mit den Lehrergewerkschaften. Am Donnerstag brach er die Tarifgespräche ab und ordnete per Dekret eine stufenweise Lohnerhöhung um 22,6 Prozent an. Das ist den Lehrern viel zu wenig. Ihre Forderungen liegen bei 30 Prozent. Sie kündigten neue Streiks für Montag und Dienstag an. Am Mittwoch soll eine Protestkundgebung vor dem Regierungssitz in La Plata folgen. Die Provinzregierung drohte ihrerseits mit Zwangsschlichtung. Zudem müssen die Lehrer mit Gehaltskürzungen wegen der Streiks rechnen. Das Berufungsgericht in La Plata hatte kürzlich entsprechende Maßnahmen der Scioli-Regierung für rechtens erachtet.
Lebenslang für Bignone
Der letzte argentinische Militärdiktator, Reynaldo Bignone (85), ist wegen schwerer Menschenrechtsverletzungen zu lebenslanger Haft verurteilt worden. Ein Gericht in Buenos Aires befand am Dienstag den ehemaligen General für schuldig, für Verschleppungen, Folterungen und das Verschwinden von Menschen in 20 Fällen in der Militärgarnison Campo de Mayo in einem Vorort von Buenos Aires verantwortlich zu sein. Zu den Opfern zählten sieben schwangere Frauen, die ihre Kinder in illegaler Haft gebaren. Mit Bignone wurden weitere vier Militärs zu lebenslanger Haft und sechs Angeklagte zu Strafen von zwölf bis 25 Jahren verurteilt. Bignone war bis 1980 Kommandeur des illegalen Haftlagers in Campo de Mayo. Von 1982 an, nach der argentinischen Niederlage im Krieg gegen Großbritannien um die Malwineninseln, führte er als Präsident den Übergang zu den Wahlen von 1983, mit denen die Demokratie wieder eingeführt wurde.
Kein Drill mehr
Die Militärgymnasien (Liceos Militares) sollen künftig zivileren Charakter haben. Vormilitärische Übungen mit Schülern werden abgeschafft. Dies sieht eine Resolution von Verteidigungsminister Arturo Puricelli vor, die bei den Betroffenen für großen Unmut sorgte. Gemäß der Anordnung dürfen die insgesamt neun Militärgymnasien im Land auch keine Gebühren mehr erheben. Sie sind stattdessen gehalten, einen kostenfreien Zugang zu garantieren. Damit solle sichergestellt werden, dass „alle Volksschichten und nicht nur eine Elite“ die Schulen besuchen können. Vor dem Militärgymnasium „San Martín“ in Villa Ballester (Provinz Buenos Aires) kam es am Montag zu einer Protestkundgebung von Schülern, Eltern und Ehemaligen. Sie fürchten, dass sich die Militärgymnasien durch die Maßnahmen zu ganz gewöhnlichen Sekundarschulen wandeln.
Bauarbeiten in Belgrano
Die Verkehrsteilnehmer im Buenos Aires-Stadtteil Belgrano müssen in den kommenden Monaten mit Beeinträchtigungen leben. So ist die Straße „Superí“ zwischen den Querstraßen „Mendoza“ und „Olazábal“ ab sofort für den Verkehr gesperrt, da die dortige Unterquerung der Bahnstrecke „Mitre“ aufgrund von Bauarbeiten nicht passierbar ist. Die Maßnahmen sind im Zusammenhang mit der geplanten Unterführung der „Olazábal“ zu sehen, deren Fertigstellung Mitte des Jahres erwartet wird. Der neu entstehende Tunnel soll eine Deckenhöhe von 3,60 Metern haben. Es sind drei Fahrbahnen in Richtung „Avenida Del Libertador“ vorgesehen. Im Rahmen der Bauarbeiten soll auch eine Verbreiterung der „Superí“ erreicht werden, die ab September ebenfalls dreispurig (Richtung „Avd. Monroe“) sein soll. Bis dahin aber wird der Verkehr umgeleitet über die Parallelstraße „Melián“.
Pino und Lilita
Auf der politischen Linken scheint sich ein neues Wahlbündnis anzubahnen. Der Filmemacher Pino Solanas und die einstige Präsidentschaftskandidatin Elisa Carrió planen für den Urnengang im Oktober eine Allianz. Während Letztere in der Hauptstadt erneut für einen Sitz im Abgeordnetenhaus kandidieren will, strebt Solanas einen Senatorenposten an. „Unser Übereinkommen ist vernünftig und ethisch fundiert“, sagte „Lilita“ Carrió im Rahmen einer Veranstaltung zur öffentlichen Ethik. An ihrer Seite saß Solanas, der meinte, dass ein Zusammenschluss mit Carrió „machbar und intelligent“ sei. Ziel sei, in der Hauptstadt gegen Macri und Kirchner zu gewinnen.
Subte teurer
Die Preiserhöhung für Fahrten mit der U-Bahn (Subte) von Buenos Aires wird am kommenden Mittwoch in Kraft treten. Dies gab die zuständige Trägergesellschaft SBASE bekannt. Ein Ticket soll in Zukunft 3,50 Pesos kosten, ein Peso mehr als bisher. Ursprünglich war die Neuregelung bereits für den gestrigen Freitag vorgesehen. Aber aufgrund „bürokratischer Probleme“ habe sich eine Aufschub von fünf Tagen ergeben, so SBASE. (AT/mc/dpa)
Meinung
Cristina ohne Chávez
Präsidentin Cristina Kirchner reagierte auf die Meldung über den Tod ihres politischen Freundes Hugo Chávez, Präsident von Venezuela, ungeheuer schnell. Sie flog mit rund hundert Mitarbeitern nach Caracas, ehrte den Verstorbenen am Sarg, blieb aber nicht zu den offiziellen Begräbnisfeierlichkeiten, sondern kehrte umgehend heim. Sie sei nur gekommen, um ihren Freund zu verabschieden, war ihre Ausrede, dass sie als Präsidentin nicht an den offiziellen Feierlichkeiten wie zahlreiche andere Kollegen teilnahm. Ihre Kollegin Dilma Rousseff von Brasilien reiste auch vor den Feierlichkeiten heim.
Offenbar hat der Tod von Chávez, der nicht überraschend eintrat, sondern als Folge eines zweijährigen Kampfes gegen den Krebs, die argentinische Präsidentin schwer getroffen, etwa wie vor zwei Jahren der überraschende Tod ihres nur 60-jährigen Gatten Néstor Kirchner als Folge eines Herzinfarkts. Chávez erreichte nur das Alter von 58 Jahren. Der Tod ihres Gatten durchkreuzte den politischen Plan des Ehepaars, alternativ zwanzig Jahre zu regieren, ohne jeweils Wiederwahl in Folge und dann Schluss. Seither ist Cristina Kirchner wiedergewählt worden, weil ihr Gatte gestorben war. Für eine abermalige Wiederwahl müsste die Verfassung geändert werden. Darum kümmern sich derzeit die Mitarbeiter der Präsidentin, damit ihre Partei nach den kommenden Parlamentswahlen im nächsten Jahr die vorschriftsmäßige Mehrheit von je zwei Dritteln der Mitglieder des Kongresses mustern kann, um eine verfassunggebende Versammlung einzuberufen, die die Wiederwahl in Folge und andere umstrittene Themen wie derzeit die Justizreform billigt. Chávez war es vor Jahren gelungen, seine eigene Wiederwahl in Folge ohne Grenzen durchzusetzen.
Ohne Chávez als maßgebender außenpolitischer Politiker des sogenannten bolivarischen Bundes mit Ecuador, Bolivien und Nicaragua, hat dieses Bündnis, das vor allem die Vereinigten Staaten als Imperialisten dämonisiert, seine schillernde Führungsfigur verloren. Argentinien unter den Kirchners hat sich zwar nie formell zum bolivarischen Bündnis bekannt, aber in ihrer Außenpolitik in vielen Aspekten gleichgeschaltet. Chávez und Néstor Kirchner hatten Ende 2005 in Mar del Plata den Freihandelsverbund der Amerikas, den die US-Regierung für den ganzen amerikanischen Kontinent befürwortete, zum Tod verurteilt, als sie mit Volkskundgebungen gegen US-Präsident George W. Bush protestierten. Ohne die amerikanische Freihandelszone, im englischen Kürzel als ALCA bekannt, haben die US-Regierungen mehrere bilaterale Freihandelsabkommen vereinbart, die Zölle abschaffen und in der Folge protektionistisch für die Partner und diskriminierend gegen dritte Handelspartner wirken. Jüngste Initiative ist eine Megafreihandelszone zwischen den USA und Europa. Argentinien und Venezuela werden dabei diskriminiert.
Ohne Chávez als außenpolitischen Freund muss Cristina Kirchner ihre diesbezüglichen Entscheidungen selber treffen. Die Annäherung Argentiniens an Iran kraft Verständigungsmemorandum zwecks Klarstellung möglicher strafrechtlicher Verantwortlichkeiten mehrerer iranischer Beamter, darunter der jetzige Außenminister, zwecks Aufklärung des Attentates gegen das jüdische Hilfswerk AMIA vor 18 Jahren in Buenos Aires, wird allgemein der Empfehlung von Chávez an Cristina Kirchner zugeschrieben. Chávez befürwortete enge politische Beziehungen zum Iran, dessen Regierung weltweit die Absicht unterstellt wird, Atombomben mit Langstreckenraketen zu bauen, die das militärpolitische Gleichgewicht im Nahen Osten gefährden würden. Die Präsidentin hat durch ihre vorzeitige Rückkehr aus Caracas den Kontakt mit ihrem iranischen Kollegen gemieden, ob absichtlich oder nicht, sei dahingestellt. Ob sich nach dem Tod von Chávez die argentinischen Beziehungen zu Iran ändern oder vertieft werden, muss abgewartet werden. Auf jeden Fall ist der direkte Einfluss des verstorbenen Präsidenten von Venezuela entfallen. Cristina Kirchner muss alleine entscheiden, wie weiland in Sachen nationaler Politik nach dem plötzlichen Tod ihres Gatten. Wer von ihren Ratgebern das Vakuum auffüllen wird, das nach dem Tod von Chávez entstanden ist, weiß derzeit niemand.
Meinung
Der Argentinier Bergoglio wurde Papst
Von Juan E. Alemann
Am Mittwoch entschieden die 117 in der sixtinischen Kapelle des Vatikans versammelten Bischöfe, dass der argentinische Jesuit Jorge Mario Bergoglio, Erzbischof der Stadt Buenos Aires, zum Papst ernannt wurde. Dies kam jedoch erst in der fünften Runde zustande, was zeigt, dass vorher andere Kandidaten auch viele Befürworter hatten. Bei den aufeinander folgenden Wahlen verstärkt sich die Stellung derjenigen, die weniger beanstandet werden, gegenüber denen, die zunächst stark befürwortet werden. In der Tat wurden andere Kandidaten mit einer ausgeprägteren Persönlichkeit zunächst oben auf der Liste aufgeführt, und Bergoglio wurde kaum als möglicher Papst erwähnt, obwohl er bei der Wahl, aus der Kardinal Joseph Ratzinger, nachher Benedikt XVI., hervorging, an zweiter Stelle gestanden hatte, mit recht vielen Stimmen. Aber jetzt, mit 76 Jahren, gab man ihm auch wegen seines hohen Alters keine Chancen.
Bergoglio ist somit eine Art gemeinsamer Nenner des Kollegiums der Kardinäle, der keine Meinung über die heiklen Themen geäußert hat, über die die katholische Kirche gelegentlich wird entscheiden müssen. Dass er sich für den Kampf gegen die Armut einsetzt, mehr Gleichheit befürwortet, sich für den Kampf gegen den Drogenhandel einsetzt und die Korruption kritisiert, stößt niemanden vor den Kopf. Das sind Gemeinplätze. Doch was er über die echten Probleme denkt, ist unbekannt.
Die katholische Kirche steht grundsätzlich vor drei Entscheidungen. Einmal steht das Zölibat zur Diskussion, weil es an Priestern fehlt und viele junge Menschen mit Berufung für diese Tätigkeit eine Familie haben wollen. Viele gehen daher auf die evangelische Kirche über. Das Zölibat wurde erst im 4. Jahrhundert eingeführt, um zu verhindern, dass die Kirchenämter erblich würden. Das zweite Problem ist die Anerkennung der Scheidung, die eine Realität ist, die die Pfarrer vor schwierige Probleme stellt, wenn es sich um katholische Ehen handelt, und noch mehr, wenn es gläubige Katholiken sind, die die Sonntagsmesse besuchen. Und schließlich kommt das Problem der Empfängnisverhütung und der Verwendung des Präservativs, das in einer überbevölkerten Welt, in der die Jugend von Aids bedroht ist, auf der Tagesordnung steht. Andere Themen, wie die Ehe unter Homosexuellen, sind hingegen in der Praxis unbedeutend.
Bei der Wahl hat Bergoglio wohl auch der Umstand geholfen, dass er aus Lateinamerika kommt, der Gegend mit der größten Zahl von Katholiken, und auch, dass er Sohn italienischer Eltern ist und fließend italienisch spricht. Nach italienischem Recht wäre er somit Italiener. Nach einem polnischen und einem deutschen Papst, meinten im Vatikan viele, jetzt müsse wieder ein Italiener an die Reihe kommen. Dieser Wunsch ist mit Bergoglio halbwegs erfüllt worden.
In Argentinien ist die Nachricht allgemein mit Jubel aufgenommen worden, als eine Ehrung des Landes. Doch bei Cristina Kirchner ist diese Ernennung nicht so gut angekommen. Sie hat sie auch nur nebenbei bei einer Veranstaltung in Tecnópolis erwähnt, und wird nächste Woche nach Rom reisen, um bei der formellen Amtseinführung anwesend zu sein. Aber ihre Beziehungen zu Bergoglio waren kühl, nachdem er Kritik an ihrer Amtsführung geübt hatte. So wurde schon unter Néstor Kirchner das alljährliche Tedeum in der Kathedrale, bei dem Bergoglio sprach, ohne ihre Präsenz vollzogen, weil sie woanders feierten. Dabei war die Thematik des Erzbischofs eigentlich die Gleiche wie bei vorangehenden Regierungen. Aber den Kirchners, die keine Kritik dulden, ist dies in die falsche Kehle gerutscht.
Meinung
Randglossen
Mit Kardinal Jorge Mario Bergoglio als erstem argentinischen und lateinamerikanischen Papst fühlen sich zu Recht alle Einwohner des Landes und des Subkontinents geehrt, wo fast die Hälfte aller Katholiken lebt. Für die Italiener ist Bergoglio als Sohn eingewanderter Italiener ein sogenannter „oriundi“, den sie als ihresgleichen betrachten. Mit Bergoglio als Staatsoberhaupt des Vatikans und Königin Máxima der Niederlande sitzen zwei Argentinier an höchster Stelle im Ausland. All das erfreut verständlicherweise die Menschen in der Ferne, wie der neue Papst seine Herkunft umschrieb. Ob freilich mit Franziskus I. ein Umbruch in der Kirche zu erwarten ist, muss abgewartet werden. Der neue Papst hat bisher nie Stellung zu den umstrittenen Reformen genommen, die in der Kirche erwartet werden. Ihm stehen theologische, finanzielle und kirchenamtliche Reformen bevor, die 1,2 Milliarden Katholiken weltweit betreffen.
Präsidentin Cristina Kirchner war über die Wahl von Jorge Mario Bergoglio als erster Papst aus Argentinien sicherlich ebenso überrascht wie ihre Landsleute. Sie sandte dem neuen Papst einen schriftlichen Gruß, in dem sie ihn als Vorsteher der universellen Kirche ansprach, was freilich nicht zutrifft. Die katholische Religion ist apostolisch und römisch, aber keinesfalls universell, gibt es doch in der Welt zahlreiche andere Religionen. Regierungsmitläufer zeigten ihren Unmut über die Wahl des Argentiniers Bergoglio zum neuen Papst und verhinderten die von Oppositionellen in der Deputiertenkammer geforderte Unterbrechung der Sitzung, um den neuen Papst zu ehren. Das Kirchner-Ehepaar hatte den Jesuiten Begoglio bei der traditionellen Messe in der Kathedrale in den letzten Jahren gemieden, ebenso wie einen echten Dialog mit ihm. Die Beziehungen zur Kirche waren frostig.
Das war ein gelungener Kompromiss. Zum einen war es höchste Zeit für einen Papst aus Lateinamerika, schließlich leben dort weltweit die meisten Katholiken. Zum anderen wollten die Italiener, die im Konklave mit 28 Kardinälen die größte Fraktion stellen, nach fast 35 Jahren Abstinenz wieder einen der ihren auf dem Stuhl Petri sehen. Bis zur Wahl des Polen Johannes Paul II. glaubten die italienischen Kardinäle eine Art Erbpacht auf den Heiligen Stuhl zu haben. Mit dem Argentinier Jorge Mario Bergoglio haben die Purpurträger den Spagat geschafft. Bergoglio ist Sohn italienischer Einwanderer.
Nicht wenige sind ja skeptisch, dass zum ersten Mal ein Jesuit auf dem Stuhl Petri sitzt. Es war allerdings auch nur eine Frage der Zeit, bis das geschehen würde, schließlich sind die Jesuiten auch der größte Orden innerhalb der katholischen Kirche. Die Vorbehalte liegen hauptsächlich in der militärischen Organisation des Ordens und in seinen Ursprüngen als wichtiger Bestandteil der gegenreformatorischen Bewegung. Das Jesuitentum steht nicht gerade für Aufklärung und Erneuerung der Kirche. Da mag es für die Kritiker ja ein kleiner Lichtblick sein, dass sich der neue Papst nicht nach dem Jesuitengründer Ignatius von Loyola benannt hat, sondern den Namen Franziskus I. annahm. Dieser Heilige steht für ganz andere Werte.
Wirtschaft
YPF im Jahr 2012
Letzte Woche hat YPF Generaldirektor Miguel Galuccio die Bilanz für das Jahr 2012 vorgestellt. Der Gewinn lag letztes Jahr mit $ 3,9 Mrd. um 12,2% unter dem Vorjahr, was er auf den Verlust von $ 1,18 Mrd. bei Unternehmen zurückführte, an denen YPF beteiligt ist (Mega, Refinor und AESA). Mega ist ein petrochemisches Gemeinschaftsunternehmen von Dow Chemical (USA), YPF und Petrobrás (Brasilien). Der Umsatz lag 2012 mit $ 67,17 Mrd. um 19,5% über dem Vorjahr.
Die Erdölproduktion lag im Jahr um 2,2% über 2011 und im letzten Quartal um 4,9% unter dem Vorjahr, und die Gasförderung um 5,6%, bzw. 11,3% niedriger. Die Jahreszunahme beim Erdöl ist darauf zurückzuführen, dass 2011 YPF einen langen Streik in Patagonien erlebt hatte, der sich auf die Förderung auswirkte und somit eine niedrigere Vergleichsbasis für 2012 schuf. 2011 war die Erdölförderung um 7,6% gefallen, die von Gas um 10,2%.
YPF beabsichtigt, dieses Jahr Investitionen in Höhe von u$s 5,5 Mrd. durchzuführen. Die Finanzierung soll rein intern sein, also mit dem finanziellen Überschuss (der sich vorwiegend aus dem Gewinn ergibt) u.a. lokalen Mitteln. Seit der Übernahme durch den Staat hat YPF schon bei der ANSeS und auf dem lokalen Finanzmarkt (durch Unterbringung von Obligationen bei Sparern) $ 11 Mio. aufgenommen. Der Finanzchef von YPF, Daniel Gonzalez, erklärte, dieses Jahr fehlten YPF umgerechnet noch rund u$s 500 Mio., um den Jahresbedarf zu decken.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,095, um 0,49% über der Vorwoche und um 3,45% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 41,40 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03. bei $ 5,114, zum 30.06.13 bei $ 5,372, zum 30.09.13 bei $ 5,704, zum 30.12.13 bei $ 6,015 und zum 31.01.14 bei $ 6,125. Der Terminkurs per Januar 2014 lag um 23,42% über Januar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,00, lag jedoch bei Überweisungen (über Kauf und Verkauf von Staatstiteln in Dollar, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden, was im lokalen Finanzjargon als “contado con liqui” bezeichnet wird) höher, in einigen Fällen bis zu $ 8,47 je Dollar.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 5,14% und lag 22,60% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,43% und lagen 1,70% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,62% und lagen um 9,55% über Ende 2012. Boden 2014 stiegen 3%, verblieben jedoch um 7,15% über Ende 2012. Boden 2015 nahmen zur Vorwoche 1,36% zu, und lagen 2,23% unter Ende 2012, und Boden 2013 schlossen zur Vorwoche unverändert, behielten jedoch das Plus von 0,80% gegenüber Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 171,88 (Vorwoche $ 170,99) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 245,54 (Vorwoche $ 244,27).
***
Das ZB-Direktorium hat beschlossen, den Dollarkauf zu verhindern, der über Einsatz von Kreditkarten bei Spielkasinos im Ausland vollzogen wird. Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, kaufen die Spielmarke (“ficha”) mit einer Kreditkarte, die in Argentinien ausgestellt worden ist, wobei ihnen dann ein Aufschlag von 15% als Vorschuss auf die Gewinnsteuer berechnet wird. Sie tauschen dann die Spielmarken wieder gegen Bargeld, wie wenn sie gespielt und nicht verloren hätten. Sie erhalten somit Dollar zum Kurs von ca. $ 6, und wenn sie den Steuervorschuss schliesslich verrechnen, zum offiziellen Kurs. Die Kreditkartenunternehmen müssen somit ihren Kunden mitteilen, dass sie die Karten nicht für den Kauf dieser Spielmarken verwenden können. Das ist in der Praxis zusätzliche Arbeit, da dabei die Ausgaben, die mit Kreditkarten gezahlt werden, einzeln geprüft werden müssen.
***
Die an der Börse von Buenos Aires kotierten Unternehmen haben in zwei Jahren zum Dezember 2012 (in Pesos zu konstantem Wert, also bei Berücksichtigung der internen Inflation) etwa 50% ihres Börsenwertes eingebüsst, hat die Universität Di Tella ermittelt. Der Verlust betrug in der gleichen Periode bei den kotierten Unternehmen in Brasilien, Chile, Kolumbien, Peru und Mexiko um die 5%, also ein Zehntel von Argentinien. Zwischen Dezember 2011 und 2012 ging der Börsenwert der Unternehmen in Argentinien um 23% zurück, während er in den genannten Ländern um 11% zunahm.
***
Im Februar wurden 122.676 gebrauchte Kfz (Automobile, Lastwagen und Kleinlaster) verkauft, 1,8% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. In den ersten zwei Manen wurden 277.107 Fahrzeuge verkauft, 0,73% unter dem Vorjahr. Die Zahl der gebrauchten Kfz, die verkauft werden, liegt im Februar fast genau doppelt so hoch, wie die der neuen Kfz, was bedeutet, dass der Käufer eines neuen Fahrzeugs ein altes verkauft, und der Käufer dann wiederum ein noch älteres veräussert.
***
Die argentinische Justiz ordnete die Schliessung einer Raffinerie des staatlichen brasilianischen Erdölkonzerns Petrobrás an. Die Raffinerie steht zum Verkauf aus, und weist nach Justizangaben Umweltprobleme sowie Unregelmässigkeiten bei ihrer Zulassung aus. Petrobras hat bereits mit der Deaktivierung des Werkes begonnen. Die Raffinerie hat eine Tageskapazität von bis zu 31.000 Barrel, entsprechend 5% der nationalen Kapazität.
***
Die spanische Callcenter-Firma Jazzplat hat vor wenigen Tagen den restlichen 159 Mitarbeitern in der Provinz Córdoba gekündigt, und zieht ins Nachbarland Chile um. Jazzplat profitierte nach der Abwertung 2002 von den Qualifikationen argentinischer Mitarbeiter, um von hier aus ihre internationale Kundschaft zu bedienen.
***
Argentinien hat von der Interamerikanischen Entwicklungsbank ein Darlehen über u$s 500 Mio. erhalten, um Wasser und Abwässerungsprojekte im Norden des Landes zu finanzieren. Die Entwicklung dieses Landesteiles ist Teil einer Rahmenstrategie, die zwischen der Bank und der Republik Argentinien vereinbart wurde.
***
Das weltweit zweitgrösste Bergbauunternehmen, die brasilianische Vale, hat beschlossen, ihr milliardenschweres Kaliumprojekt am Rio Colorado, in der Provinz Mendoza, stillzulegen, nachdem keine Einigung mit der Regierung inbezug auf Steuervergünstigungen und Exportzoll erreicht wurde. Im Grunde stelllt sich auch hier das Problem des zurückgebliebenen Wechselkurses, das jetzt wegen der Baisse des internationalen Kaliumpreises akut geworden ist. Vale hatte im Dezember alle Arbeiten dieses Projektes von insgesamt u$s 6 Mrd. eingestellt. Zum Projekt zählte ebenfalls der Bau einer 800 km langen Bahnlinie zum Hafen von Bahia Blanca. Vale beabsichtigte ca. 4,3 Mio. t Kalisalz zu produzieren. Kalisalze werden hauptsächlisch zu Düngemitteln verarbeitet. Bis Ende vergangenen Jahres hatte die Firma schon u$s 2,23 Mrd. investiert, und 45% der Infrastruktur vor Ort bereitgestellt. Dieses Projekt, eine der grössten Investitionen in Argentinien, stellte die Beschäftigung von bis zu 4000 Menschen in Aussicht.
***
Industrieministerin Débora Giorgi übergab am Montag die ersten zehn Darlehen an Jungunternehmer, die am Programm “Capital Semilla” teilnehmen. Das Programm ist für dieses Jahr mit $ 60 Mio. ausgestattet. Die Begünstigten erhalten zinslose Kredite zwischen $ 30.000 und $ 70.000. Zurückbezahlt sollen die Gelder nur, wenn das Projekt erfolgreich wird. Teilnehmen dürfen junge Unternehmer zwischen 18 und 35 Jahren.
***
Der Index der grössten Lieferanten von Baumaterialien (Construya) verzeichnet zum Februar eine innerjährliche Zunahme von 8,8%. Die Monaten Januar-Februar endeten mit einer innerjährlichen Zunahme von 3,2%.
***
Nachdem erst kürzlich die Lebensmittelpreise in den Supermärkten per ungeschriebenen Befehl und offenbar bis auf weiteres eingefroren wurden, sollen jetzt die Zahlungsmittel drankommen. Morenos letzte Idee ist die Schaffung einer “Supercard”, um die Kreditkartengesellschaften in die Knie zu zwingen und die Gebühren für die Supermärkte von aktuell 3% auf 2% oder sogar 1% zu reduzieren. Denn jeder Kauf, den ein Kunde mit einer Kreditkarte an der Supermarktkasse durchführt, kostet den Supermarkt eine Gebühr von 3% des Gesamtbetrages. Bei Scheckkarten (tarjeta de débito) ist die Provision geringer, wobei in diesem Fall auch 5 Punkte der MwSt zurückgegeben werden. Aus Sicht der Regierung gehört das Finanzsystem zu den grössten Gewinnern ihres “Modells”.
***
Durch Beschluss 3449 der AFIP wurde bestimmt, dass die Berechnung der Erhöhung des steuerfreien Minimums von 20% erst ab 1. März gilt, so dass die Zunahme auf Jahresbasis auf 16,67% zurückgeht. Auf diese Weise muss die AFIP die Differenz bei den Einbehaltungen der Unternehmen auf die Löhne und Gehälter ihrer Arbeitnehmer für die ersten zwei Monate des Jahres nicht zurückgeben. Doch für selbstständig Tätige, die die Steuer für das ganze Jahr 2013 berechnen, gilt die volle Erhöhung von 20%.
***
Die ZB hat an ca 14.000 Personen, die Devisen auf dem offiziellen Markt für Auslandsreisen gekauft haben, dann jedoch nicht verreist sind, aufgefordert, die Devisen zurückzugeben, sofern sie nicht nachweisen können, dass sie effektiv verreist sind.
***
Die Gesamteinnahmen der Verwaltung der Provinz Cordoba erreichten im vergangenen Monat $ 2,47 Mrd., ein innerjährlicher Plus von 45%, berichtete die Provinzregierung. An nationalen Steuern, die unter den Provinzen aufgeteilt werden, erhielt die Provinz mit $ 1,34 Mrd., 41% mehr als vor einem Jahr.
***
Auch die Milchindustrie ist hart von der Inflation betroffen: nach jetzt bekannten Daten des Verbandes “Confederaciones Rurales Argentinas”, stiegen im diesem Wirtschaftszweig die laufenden Kosten im vergangenen Jahr um durchschnittlich 30,6%, während die durchgesetzten Preiserhöhungen bei nur 8,6% lagen. Während die Exporte mengenmässig im Januar/Februar 2013 innerjährlich um 14,7% zurückgingen, wiesen die Deviseneinnahmen ein Minus von 24,7% auf.
***
Die Stadt Buenos Aires hat am Dienstag über den Makler Puente Hermanos Kauforders für sogenannte “dollar linked” Bonds (in Pesos, aber indexiert mit dem offiziellen Dollarkurs) über insgesamt u$s 143 Mio. erhalten, obwohl nur eine Ausgabe von u$s 100 Mio. vorgesehen war. Die Verzinsung wurde mit 3,98% angegeben, die niedrigste seit die Bundeshauptstadt solche Emissionen durchführt. Was diese Bonds bei den Investoren anziehend macht, ist der Umstand, dass auf dem offiziellen Dollarmarkt eine Abwertung erwartet wird, die über der internen Inflation liegt, so dass wieder eine als “normal” angesehene Parität erreicht wird.
***
Nach einer Umfrage des Consulting Büros Mercer, planen die argentinischen Unternehmen für dieses Jahr durchschnittliche Gehaltserhöhungen von 25%. Die Automobilindustrie liegt mit 26% vorne, gefolgt von der Landwirtschaft (25%) und der chemischen Industrie ( 25%).
***
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) wies im Februar eine Zunahme von nur 0,5% aus. Gegenüber Februar 2012 betrug die Zunahme 10,8%. Die Produkte mit den kräftigsten Preisschwankungen waren Rote Beete (+15,7%), Kopfsalat (+ 11,8%) und Mangold (8,2%). Bei Kürbis (-10,9%), Kartoffeln (-8,9%) und Tomaten (-7,9%) fielen die Preise am stärksten. Die Preise von Lebensmitteln und Getränken zeigten mit 0,4% leicht nach oben, Wohnen verteuerte sich um 0,7% und Transport um 0,5%. Dagegen fielen die Bekleidungspreise um 0,6%, was mit dem Ende der Sommersaison zusammenhängt. Die Preiseinfrierung bei Supermärkten hat sich auf industrielle Nahrungsmittel direkt ausgewirkt, nicht jedoch auf Obst und Gemüse, das zum grossen Teil auch ausserhalb dieser Grossmärkte verkauft wird. Der Index der Grossistenpreise stieg im Februar um 1% und in 12 Monaten um 13,30%.
***
Der Index der Baukosten des INDEC weist für Februar eine Zunahme von 0,8% aus, und in 12 Monaten eine von 18,5%.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die Opposition im Kongress auf der Grundlage des Durchschnitttes privater Berechnungen bekanntgibt, wies im Februar eine Zunahme von 1,2% aus, und in 12 Monaten zum Februar eine von 25,3%.
***
Die EU-Kommission hat am Donnerstag ihren Jahresbericht über die künstlichen Hemmungen des internationalen Handels vorgelegt und dabei besonderes Kritk an Argentinien geübt. Im letzten Jahr sei kein Fortschritt festgestellt worden. Die argentinische Regierung wird beschuldigt, Massnahmen aufrecht zu erhalten und zu erweitern, die den Import behindern und den internationalen Handel schädigen. Ebenfalls wird das Verbot der Überweisung von Gewinnen ins Ausland kritisiert, sowie die Bindung von Importen an den Zwang, im gleichen Ausmass zu exportieren.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das argentinische Erdölunternehmen Pluspetrol plant u$s 480 in Peru zu investieren. Pluspetrol möchte sich am grössten peruanischen Erdgasfeld in der Cuzco Region beteiligen. Plupspetrol führt das Konsortium Camisea, und arbeitet in diesem Projekt gemeinsam mit der Gruppe Techint (über ihre Tochter Tecpetrol), der spanischen Repsol, der US-amerikanischen Hunt Oil, der südkorenaischen SK und der algerischen Firma Sonatrach.
***
Die brasilianische Präsidentin Dilma Rousseff erklärte, dass bestimmte Grundnahrungsmittel künftig von der Mehrwertsteuer befreit werden sollen. Dabei schließt Brasiliens Regierung alle Nahrungsmittel ein, die im Rahmen der sogenannten Cesta Básica ausgegeben werden. Die Cesta Básica ist ein Warenkorb, der von der Regierung an ärmere Menschen verteilt wird. Bislang enthielt das Paket Mehl, Bohnen, Reis, Zucker und Milch. In Zukunft soll dieser Korb weitere Produkte aufnehmen, wie Fleisch, Eier, Öl und Butter. (Brasil News)
***
Geschäftsnachrichten
Cencosud
Am 12. April findet in der chilenischen Hauptstadt Santiago eine Geschäftsrunde zwischen den Vertretern von mehr als 100 argentinischen Unternehmern mit der Leitung des chilenischen Cencosud-Konzerns statt. Dabei sollen Möglichkeiten ausgelotet werden, wie diese Unternehmen die Präsenz ihrer Produkten in den Regalen der Cencosud eigenen Supermärkte Jumbo, Disco und Vea sowie im Baumarkt Easy in Chile, Peru, Brasilien und Kolumbien steigern können. Das Treffen wurde vom Binnenhandelssekretariat organisiert.
Orocobre
Am Donnerstag wurde im Gebiet um den Salar de Olároz, in der Provinz Jujuy, mit dem Bau des ersten Industriewerkes von Lithium begonnen. Bauträger sind die japanische Firma Toyota und die staatliche Jemse, aus Jujuy. Die Investitionen liegen bei $ 150 Mio. Produktionsbeginn sei die zweite Häflte des kommenden Jahres.
Diaser
Diese Firma weiht im kommenden September ein Bioethanolwerk im Logisitikbereich der Provinz San Luis ein, in die u$s 40 Mio. investiert wurden. 60 Mitarbeiter sollen an der Produktion von Bioethanol und Futter tätig sein.
Pan American Energy
Dieses Erdölunternehmen, an dem die lokale Bridas (der Brüder Alejandro und Carlos Bulgheroni) und British Petroleum beteiligt sind, und die von der Firma geförderte Gesellschaft für Risikosicherung (SGR), verlängerten eine Vereinbarung, wonach kleine und mittlere Unternehmen um die Bucht San Jorge, in der Provinz Chubut, Zugang zu Krediten zu günstigen Bedingungen und mit längeren Laufzeiten erlangen sollen. Die Höchstgrenze bei den Darlehen liegt bei $ 1,5 Mio. bei einer maximalen Laufzeit von 36 Monaten.
Banco Macro
Rückwirkend zum 1. Januar fusioniert die ehemalige Banco Privado mit Banco Macro. Macro hatte die Bank im Jahr 2009 übernommen, die sich hauptsächlich mit der Finanzierung von Käufen befasste, die über Kreditkarten getätigt werden. Die Aktienbesitzer der ehemaligen Banco Privado erhalten 0,106 Aktien von Banco Macro.
Audi
Die Redakteure des „MIT Technology Review” suchen jedes Jahr weltweit nach Unternehmen, die wegweisende Technologien präsentieren. In diesem Jahr setzte die Jury Audi für seine Lösungen zum pilotierten Fahren auf die Liste der „50 Disruptive Companies”. Aufgenommen werden Firmen, deren Innovationen nach Einschätzung des Magazins das Potential haben, das globale Leben nachhaltig zu beeinflussen. Auf der Liste finden sich auch Weltkonzerne wie Apple, Samsung und General Electric.
Audi
Für die Produktion des Spielfilms „Iron Man 3“ setzte Audi die Zusammenarbeit mit Disney und Marvel Studios, Tochtergesellschaft der Marvel Entertainment GmbH, fort. Audi ist während des ganzen Films präsent. Schon in den ersten beiden Teilen fuhren die Protagonisten die Audi-Modelle R8, R8 Spyder, A8, S5 und Q7.
Newsan
Diese Firma, mit Fabrik für elektronische Produkte in Tierra del Fuego, hat Schuldverschreibungen über $ 90 Mio. platziert. Eine Serie über $ 55 Mio. hat eine Laufzeit von 18 Monaten und wird mit einer Badlar Rate zuzüglich 4,4% verzinst. Eine weitere Serie über die restlichen $ 35 Mio. wird ebenfalls mit Badlar zuzüglich 1,48% verzinst.
Verbände
Schweizerisch-argentinische Handelskammer
Diese Kammer veranstaletet gemeinsam mit der Anwaltskanzlei Marval, O’Farrell & Mairal, am kommenden Mittwoch, dem 20. März, zwischen 9:00 und 10:30 Uhr in ihren Räumen das erste Seminar über Steuerrecht im Jahr 2013, zum Thema “Argentinien und der Steuerinformationsaustausch”. Dabei solle besonders der Artikel 26 des Abkommens der OECD geprüft werden, der sich auf die Vermeidung der Doppelbesteuerung bezieht, sowie das multilaterale Abkommen der OECD über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen.
Wirtschaftsübersicht
Argentinien ist nicht Venezuela
Der Tod von Hugo Chávez wirft die Frage auf, wie die Beziehungen zwischen Argentinien und Venezuela weitergehen. Obwohl schon Néstor Kirchner die Beziehungen zu Chavez ausgebaut und zu einem Teil seines “Modells” gemacht hat, und unterschwellig Venezuela dabei als Vorbild genommen hat, bestehen grundsätzliche Unterschiede. Beide Länder haben eine völlig andere wirtschaftliche und gesellschaftliche Struktur. Argentinien ist ein Schwellenland, das alle Voraussetzungen hat, um bald zu einem fortgeschritten Land aufzusteigen, mit einer Gesellschaft fast ohne Analphabeten, einem hohen Anteil an ausgebildeten Menschen und Akademikern an der Gesamtbevölkerung (der ähnlich wie bei Industriestaaten liegt), mit einer fortgeschrittenen und vielfältigen Landwirtschaft, einer modernen Industrie, einem zunehmend bedeutenden Bergbau, einer gut ausgebauten Tourismusstruktur und allen Dienstleistungen, die eine moderne Gesellschaft kennzeichnen.
Venezuela ist hingegen ein typisch unterentwickeltes Land, mit vielen Analphabeten und Mangel an ausgebildeten Arbeitskräften, mit einer zurückgebliebenen Landwirtschaft und sehr wenig Industrie. Das Land lebt vom Erdöl und hat auf diesem Gebiet eine Vorzugsstellung: es verfügt über die grössten Erdölreserven der Welt (über Saudi Arabien), hat niedrige Förderungskosten (weil die Erdölvorkommen nicht tief liegen und leicht zugänglich sind) und exportiert zum allergróssten Teil nach den USA, die praktisch gegenüber liegen und somit geringe Frachtkosten verursachen. Der Erdölpreis hat sich in den 14 Jahren, seit Chávez als Präsident angetreten ist, mehr als verfünffacht und eine Rente geschaffen, die direkt dem Staat zukommt. Der Erdölerlös hätte noch höher sein können, wenn die Förderung in dieser Periode nicht zurückgegangen wäre, weil die staatliche PdeVSA politisiert wurde und verkommen ist, und ausländische Gesellschaften bei der Erdölförderung behindert wurden. Auf alle Fälle konnte mit dem vielen Geld (laut offiziellen Statistiken) die Armut von 1998 bis 2008 von 50% auf 34% der Bevölkerung, und das Elend von 21% auf 10% verringert werden. Die Arbeitslosigkeit ging von ca. 15% 1999 auf 6% 2012 zurück (allerdings mit hohen Einstellungen beim Staat) und verschiedene soziale Indikatoren weisen fühlbare Verbesserungen auf.
Der Kern der Wirtschaftspolitik von Chávez bestand im Einsatz dieser Erdölrente für soziale Programme, was ihm auch politisch zugute kam. Hätte es Chávez dabei bewenden lassen, und auch verhindert, dass dabei die traditionell schon schwache Arbeitskultur weitgehend zerstört wurde (was langfristig schlimme Folgen hat), hätte die Gesellschaft allgemein einen Fortschritt erleben können, der nicht nur in einem höheren Einkommen zum Ausdruck kommt. Doch Chávez ist von seinem anfänglichen rethorischen Nationalismus nach einigen Jahren auf ein sozialistisches Konzept übergegangen, und das ist Venezuela nicht gut bekommen. An die 1.400 Unternehmen oder Immobilien wurden verstaatlicht, angeblich mit Entschädigung, aber in Wirklichkeit bei Zahlung von niedrigen Preisen, die weit unter dem Wert der einzelnen Objekte lagen, wobei immer noch ca. u$s 14 Mrd. geschudet werden. Die Leistung der enteigneten Unternehmen ist dabei drastisch gesunken. Das Stahlwerk Sidor, das vorher zum Techint-Konzern gehörte, weist eine Kapazitätsauslastung von etwa 30% aus. Es ist eben nicht einfach Stahl zu wirtschaftlichen Bedingungen zu erzeugen, und noch schwieriger ist es, Stahl auf einem Weltmarkt mit Überangebot zu verkaufen. Aber auch die verstaatlichten Zementfabriken und viele andere sind jetzt eine Katastrophe. Ausserdem hat diese Politik Investoren verscheucht, sowohl inländische wie ausländische.
In Venezuela macht das Erdöl jetzt über 90% der Gesamtexporte aus, gegen weniger als zwei Drittel vor Chávez. Über 80% der im Land konsumierten Lebensmittel werden jetzt importiert, auch viel mehr als früher. Die Erdölrente hat die Beibehaltung eines künstlich niedrigen Wechselkurses erlaubt, und somit Lebensmittelimporte verbilligt, was die ohnehin geringe lokale Produktion weitgehend zerstört hat. Normalerweise sollte Venezuela Gemüse, Obst, Mais, Sojabohne, Rindfleisch und auch Schweinefleisch und Geflügelfleisch in Mengen erzeugen, die für den Binnenkonsum ausreichen. Venezuela importiert jetzt viele dieser Produkte aus Kolumbien, das ähnliche klimatische Bedingungen hat, aber auch aus den USA u.a. Ländern. Das Bruttoinlandsprodukt ist gesamthaft zwar dank hohem Erdölpreis gewachsen, aber die Struktur der Wirtschaft hat sich notorisch verschlechtert, mit mehr Staat und weniger produktiver Wirtschaft. Die Inflation ist mit fast 20% (2012) die zweithöchste in ganz Lateinamerika (nach Argentinien), die Staatsfinanzen weisen ein unhaltbar hohes Defizit aus, die Staatsschuld ist gefährlich stark gestiegen, und die Zahlungsbilanz steht unter Druck. Bei den phänomenal gestiegenen Einnahmen aus Erdölimporten hätte all dies gewiss nicht sein sollen.
Für Argentinien waren die engeren Beziehungen zu Venezuela wirtschaftlich von Vorteil, da die Lage bezüglich Aussenhandel genau umgekehrt ist: Argentinien importiert Erdölprodukte und exportiert Lebensmittel. Nach Venezuela wurde dann auch Wein in grösseren Mengen, und auch Landmaschinen u.a. Industrieprodukte geliefert. Die argentinischen Exporte stiegen von unter $ 200 Mio. vor Chávez auf u$s 1 Mrd. 2009 und u$s 2,26 Mrd. 2012. Die direkten Importe aus Venezuela lagen 2012 nur bei u$s 25 Mio. Venezuela sorgte dafür, dass Argentinien Erdöl erhielt, wobei ein eigenartiges Tauschgeschäft geschaffen wurde, bei dem Venezuela sein Erdöl (das einen hohen Schwefelgehalt hat und für die argentinischen Raffinerien nicht taugt) an Drittländer lieferte, und dann den Erlös für Lieferungen von Benzin, Dieseltreibstoff, Heizöl u.a. Erdölprodukten einsetzte. Diese Geschäfte waren jedoch höchst undurchsichtig, und wurden von der argentinischen Regierung nie erklärt. Beiläufig hat Venezuela auch Argentinien über u$s 5 Mrd. geliehen. Doch als der Zinssatz auf 15% erhöht wurde, was als Wucherzins bezeichnet werden kann, wurden diese Geschäfte nicht weitergeführt. Vorher hatte Argentinien einen Kredit des IWF von u$s 10 Mrd. zu 5% vorzeitig zurückgezahlt. Dies zum Teil mit eínem Kredit mit einem drei Mal so hohen Zinssatz auszugleichen, ist einfach verrückt.
Venezuela ist inzwischen im Mercosur aufgenommen worden, was mit einer schrittweisen Verringerung der Importzölle für Produkte aus den Partnerländern einher geht. Argentinien erhält somit einen zunehmenden Vorteil gegenüber Lieferanten aus den USA, der EU u.a Staaten, so dass man mit einer weiteren Erhöhung der Exporte rechnen kann.
Die Kirchner-Regierungen haben ein ähnliches soziales Konzept wie das von Chavez. Auch sie haben die staatlichen Sozialausgaben stark erweitert, einmal auf Grund der Sojabohnenrente, die mit einem Exportzoll von 35% zum grossen Teil vom Staat abgeschöpft wird, und dann auf Grund des allgemeinen hohen Wachstums, der zum Unterschied von Venezuela, auf einer leistungsfähigen Landwirtschaft, einer modernen Industrie, einem aufstrebenden Bergbau und einer intelligenten Bevölkerung beruht, die die Aufnahme von moderner Technologie auf breiter Ebene erlaubt hat.
Wie Chávez, haben die Kirchners auch verstaatlicht, einmal durch Kündigung von Verträgen mit privaten Betreibern öffentlicher Dienste, dann durch Schaffung von neuen Unternehmen und schliesslich durch Übernahme des Wasserversorgers Aguas Argentinas, des Postunternehmens Correo Argentino, von Aerolineas Argentinas, danach des Mehrheitspaketes von YPF, und schliesslich der Druckerei Ciccone. Aber sonst wurden keine Unternehmen enteignet, wie es in Venezuela der Fall war. Ebenfalls blieben die meisten in den 90er Jahren privatisierten Staatsunternehmen und staatliche Tätigkeiten (wie Fernstrassen, Häfen und Flughäfen) privat. Die privaten Grossunternehmen (und auch mittlere) wurden unter Druck gesetzt, blieben aber privat. In einigen Fällen von Betreibern öffentlicher Dienste führte dieser Druck, mit Beibehaltung von unhaltbaren Rahmenbedingungen, die zu hohen Verlusten führten und gelegentlich in Zahlungsunfähigkeit endeten, zum Verkauf an Kirchner-Freunde zu Schleuderpreisen.
Ob CK jetzt weiter verstaatlicht, sei dahingestellt. Auf der einen Seite stellen die Staatsfinanzen eine Bremse dar, da jede neue Rückverstaatlichung, und auch die Schaffung neuer Unternehmen, dem Schatzamt Geld kostet, also das Defizit gefährlich erhöht, für das es keine echte Finanzierung gibt. Ebenfalls bemüht sich YPF-Chef Galuccio verzweifelt um Mitwirkung von Privatunternehmen bei der Erdöl- und Gasförderung, wobei weitere Verstaatlichungen eventuelle Interessenten verscheuchen würden. Doch auf der anderen Seite werden Betreiber von öffentlichen Diensten weiter zu hohen Verlusten gezwungen, was normalerweise in einer Verstaatlichung endet, da sonst der Dienst aufgegeben werden muss. Auf alle Fälle wird unter diesen Umständen nicht investiert, was immer dringlicher wird. Vizewirtschaftsminister Axel Kiciloff sagte zwar vor einigen Monaten den Vertretern von Unternehmen, die Kraftwerke, Stromtransport und Stromverteilungsnetze betreiben, es sei beabsichtigt, ihnen einen kosten-deckendern Tarif zu gewähren. Aber, wie so oft bei den Kirchner-Regierungen, geschah dann überhaupt nichts.
Wenn jetzt in Venezuela über die Weiterführung des “Chávez-Modells” gesprochen wird, so bedeutet das im Wesen eine Fortführung der Verstaatlichungspolitik. Doch dabei ist es Venezuela sehr schlecht gegangen, was allgemein bekannt ist. Beiläufig sei bemerkt, dass Staatsunternehmen dort noch unwirtschaftlicher als in Argentinien sind, weil die menschliche Struktur von Fachleuten fehlt, die in Argentinien im Überfluss vorhanden ist. Ausserdem sind Korruption und Kriminalität in Venezuela viel ausgedehnter als in Argentinien, und das Rechtssystem ist viel schwächer. Der Chávez-Mythos wirft einen schwarzen Schatten auf die Zukunft von Venezuela. Es wird für seine Nachfolger schwer sein, sich vom irrationalen sozialistischen Populismus zu befreien, den Chávez gepredigt, mit der Erdölrente finanziert, aber mit grossem Schaden für die Wirtschaft durchgesetzt hat.
In Argentinien liegt der Fall hingegen anders. Die Popularität von CK ist zurückgegangen, und die Gesellschaft stellt andere Prioritäten als die Regierung auf, nämlich Kampf gegen die Unsicherheit, die Arbeitslosigkeit und die Inflation, wobei der ausgedehnte Mittelstand (den es in Venezuela nicht gibt) das autoritäre und willkürliche Vorgehen von CK und ihrer Mannschaft immer weniger duldet. Venezuela kann sich bei der phantastischen Erdölrente und einer weitgehend primitiven Bevölkerung allerlei Unfug erlauben. Argentinien, das unter Stagflation und einer schweren Energiekrise leidet, und eine viel fortgeschrittenere Gesellschaft hat, eben nicht.
Wirtschaftsübersicht
Die Vergeudung als Regel des Kirchner-Staates
Sowohl Néstor Kirchner wie seine Frau Cristina sind mit dem Staatsgeld leichtfertig umgegangen. Die gute Konjunktur, die gewiss nicht ihr Verdienst war, der hohe Erlös der Exportzölle und eine bessere Steuereintreibung (vornehmlich wegen Einführung eines integralen Informatiksystems in der AFIP) haben zu hohen Staatseinnahmen geführt. Auf der anderen Seite hat die Umschuldung die Staatsausgaben stark verringert, wobei in den ersten zwei Jahren von NK nichts gezahlt wurde. Und schliesslich hat ein hoher Zahlungsbilanzüberschuss eine Reservenzunahme mit sich gebracht, die dann zum Teil für Zahlung von Staatsschulden in Dollar eingesetzt wurde. Das alles ist jetzt vorbei: die Staatsfinanzen weisen ein beunruhigend hohes Defizit auf, die Staatsausgaben sind so stark gestiegen, dass sie die Wirtschaft erdrücken, und die Zahlungsbilanz weist keinen Überschuss mehr auf.
Die Regierung weist dabei stets auf die Zunahme der Sozialausgaben hin. Das ist in Ordnung, auch wenn man sich darüber streiten kann, ob dieses viele Geld nicht besser hätte eingesetzt werden können. Kritiker weisen darauf hin, dass bei so viel Geld die Armut viel stärker gesunken sein sollte. Aber prinzipiell wird die Verwendung der zusätzlichen Staatseinnahmen für soziale Zwecke nicht beanstandet. Das gehört zu einer modernen Gesellschaft.
Doch die Präsidentin u.a. Regierungsssprecher schweigen über die gigantische Vergeudung öffentlicher Gelder, die sich gewiss nicht durch ihre soziale Bedeutung rechtfertigen lässt, denn sie hat keine. Letzte Woche wurde die Liquidierung des staatlichen Luftfahrtunternehmens LAFSA (Lineas Aereas Federales S.A.) binnen 90 Tagen bekanntgegeben. Was nicht bedeutet, dass es effektiv so sein wird. Dieses Staatsunternehmen wurde im Mai 2003 geschaffen, noch unter Eduardo Duhalde als Präsident und mit Anibal Fernandez als Produktionsminister (der danach unter den Kirchners sukzessive Innenminister, Justizminister, Kabinettschef und jetzt Senator wurde). Wenige Tage danach trat Néstor Kirchner als Präsident an. Zunächst sollte LAFSA die zusammengebrochenen privaten Luftfahrtgesellschaften LAPA und Dinar übernehmen. 2005 schluckte das neue Unternehmen auch die private Southern Winds. Zunächst sollte das Privatunternehmen die Flugzeuge beisteuern und weiter betreiben, und LAFSA Gehälter und Brennstoff zahlen. Dann wurde SW stillgelegt.
LAFSA zahlt seither die Gehälter einer Belegschaft von ca. 850 Personen, die nichts tun. Sie werden bezahlt, wie wenn sie als Piloten, Stewardessen u.s.w. tätig wären. In fast einem Jahrzehnt hat LAFSA vom Staat insgesamt $ 170 Mio. erhalten, was zu konstanten Werten über $ 500 Mio. sind, also zum offiziellen Wechselkurs um die u$s 100 Mio. Das war reine Vergeudung, die offensichtlich niemand in der Regierung interessiert hat, obwohl sie zehn Jahre gedauert hat.
Nachdem jetzt Aerolineas Argentinas (mit Austral) Riesensummen von der Staatskasse fordert, vornehmlich für Deckung des Betriebsverlustes, aber auch zum Teil für die Zahlung der Raten der neu gekauften Flugzeuge, erscheint die Zuwendung an LAFSA unbedeutend, was sie jedoch gewiss nicht rechtfertigt. AA hat 2012 laut Berechnung des Budgetverbandes ASAP $ 4,12 Mrd. (gleich u$s 915 Mio.) vom Schatzamt erhalten. Allein, auch bei AA wird nichts getan, um den Verlust zu verringern. Die Belegschaft war bei der Übernahme durch den Staat vor vier Jahren schon drei Mal so hoch, wie es gemäss internationalen Massstäben normal ist, wurde jedoch noch weiter erhöht, auch mit vielen Mitgliedern des regierungsnahen Vereins “La Cámpora”, die gut bezahlt werden, obwohl sie von Luftfahrt und Unternehmensverwaltung nichts verstehen. Vor anderthalb Jahren hat Planungsminister Julio de Vido ein bescheidenes Programm zur teilweisen Rationalisierung von AA vorgelegt, das jedoch versandete. Die Vergeudung geht weiter, und es besteht nicht das geringste Anzeichen, dass dies korrigiert wird. Über drei Viertel des reinen Betriebsverlustes von AA entfallen auf internationale Flüge, von denen der grösste Teil keinen Sinn hat, weil andere Airlines den gleichen Dienst bieten, ohne die argentinische Staatskasse zu belasten. De Vido hatte u.a. vorgeschlagen, den Flugdienst nach Hong Kong aufzugeben, der einen besonders hohen Verlust herbeiführt.
Eine weiterer Fall der Vergeudung ist der des Kraftwerkes, das gegenwärtig in Rio Turbio gebaut wird, um die dort geförderte Kohle zu verwenden. Das ganze Projekt ist kompletter Wahnsinn. Das Bergwerk in Rio Turbio, am extremen Südwestzipfel Argentiniens, sollte vernünftigerweise geschlossen werden, da es sehr unwirtschaftich ist, also teure minderwerte Kohle erzeugt und einen hohen Verlust abwirft. Will man es aus politischen Gründen nicht schliessen, so muss es auf ein Minimum verringert werden. Unter Menem war es privatisiert worden und dem Unternehmer Sergio Taselli übergeben worden, der Subventionen erhielt, aber gleichzeitig die Produktion und Belegschaft stark verringerte, also die politisch schwierige Arbeit übernahm. Néstor Kirchner hat das Werk rückverstaatlicht und dabei sofort die Belegschaft und den Zuschuss des Schatzamtes erhöht.
Laut Angaben von Experten betragen die Kosten pro eingerichtetem Kilowatt beim neuen Kraftwerk u$s 2.800, was etwa doppelt so viel darstellt, wie international für Kohlenkraftwerke berechnet wird. Angeblich liegt dieser Betrag auch über dem von Windgeneratoren, die auf alle Fälle wegen ihrer Umweltfreundlichkeit gegenüber Kohlenkraftwerken, die die Luft erheblich verschmutzen, bevorzugt werden sollten.
Der Strom aus diesem Kraftwerk wird relativ teuer sein, einmal wegen der hohen Kapitalkosten, dann weil die Arbeit in jener entlegenen kalten Gegend teurer ist, und schliesslich, weil gut 30% des Stromes bei Lieferung bis zu den Konsumzentren (die ca 3.000 km entfernt liegen) verloren geht, was den Strom um etwa 50% verteuert. Von den verschiedenen Alternativen zur Deckung des ständig zunehmenden Strombedarfs ist dieses Kraftwerk wohl die schlechteste.
Hinzu kommt dann noch der Umstand, dass in Rio Turbio nicht genügend Kohle gefördert wird, um den Bedarf des Kraftwerkes zu decken. 2012 wurden 190.000 t gefördert, und das Kraftwerk braucht ca 1,2 Mio. Jato. Um die Kohlenförderung zu erhöhen, müssen die Anlagen im Bergwerk erweitert werden, was gut zwei Jahre, wenn nicht mehr beansprucht. Minister De Vido hat dies zwar dementiert, aber die notwendigen Investitionen befinden sich bestenfalls im Anfangsstadium. Experten fragen sich jetzt, ob Kohle importiert werden soll, um den Bedarf zu decken, und weisen darauf hin, dass die Regierung gegenwärtig hohe Investitionen zur Verbesserung der Eisenbahn von Rio Turbio bis Puerto Loyola, am Atlantik vollzieht, die eigentlich keinen Sinn haben, wenn die Kohle an Ort verbraucht wird. Mit importierter Kohle, die teurer ist, wird das ganze Projekt noch absurder.
Die Provinz Santa Cruz, die Heimat von Néstor Kirchner und die Wahlheimat von CK, wird vom Nationalstaat bevorzugt, so dass die Vergeudung hier besonders gross ist. Die Regierung will jetzt zwei Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz bauen. Dies stellt eine Investition von mindestens u$s 5 Mrd dar. Fachbeamte des Energiesekretariates hatten vor einigen Jahren 20 Projekte für Wasserkraftwerke geprüft, und dabei festgestellt, dass diese von Santa Cruz die schlechtesten sind, mit doppelt so hohen Stromkosten, wie die der besseren Projekte. Zum Glück hat die Regierung nicht die geringste Möglichkeit, die Mittel für dieses Projekt aufzubringen, wobei auch der Zugang zur Weltbank u.a. internationalen Finanzierungsquellen gesperrt ist. Man kann somit hoffen, dass auch jetzt nichts geschieht, nachdem der Bau vor einigen Monaten zum dritten Mal offiziell angekündigt wurde.
Nicht genug damit, hat CK letztes Jahr die Errichtung eines sogenannten “audiovisuellen Pols” (angeblich eine Art Hollywood) auf der Halbinsel Demarchi angekündigt, die sich neben dem Stadtviertel Puerto Madero befindet. Dort gibt es gegenwärtig Einrichtungen, die mit der Schifffahrt zusammenhängen (Reparaturwerkstätten u.dgl.), die verlegt werden müssten, was jedoch äusserst problematisch ist, weil es in der Hafengegend keinen Platz dafür gibt. Inzwischen wurde schon eine Ausschreibung durchgeführt, bei der sich drei Bauunternehmen gemeldet haben, die sich jedoch mehr für den Bau von Wohnungs- und Bürogebäuden interessieren, als für diese Art argentinisches Hollywood, das der Präsidentin vorschwebt. Die Kosten liegen dabei zwischen u$s 500 Mio. und einer Milliarde Dollar, wobei noch die Umzugskosten für die bestehenden Anlagen hinzukommen, ebenfalls noch Kosten für Infrastruktur (Strassen, Wasserversorgung, Abwassersystem, Strom-, Gas- und Telefonnetz). Die Bauunternehmen sind gewiss nicht in der Lage, das Projekt zu finanzieren. Aber der Staat eben auch nicht. Das Schlimmste, was jetzt geschehen kann, ist die Zuteilung der Arbeiten und der Baubeginn, wobei dies dann unterbrochen werden muss, eben weil die Staatskasse leer ist.
Die Vergeudung kommt stets in neuen Erscheinungen zum Ausdruck. Unlängst hat Minister de Vido die Bildung eines staatlichen Mobiltelefonunternehmens angekündigt. Die bestehenden Unternehmen versorgen den Dienst schon sehr gut und konkurrieren scharf untereinander. Dass der Staat jetzt Mittel für dies aufwendet, ist heller Wahnsinn. Zum Glück ist es jedoch still um diese Initiative geworden.
Es besteht schliesslich noch eine schleichende Vergeudung, die in der schlechten Durchführung von Staatsinvestitionen besteht, die verlangsamt werden (weil das Geld fehlt), wobei die Projekte ohnehin oft mangelhaft sind. Die Umwandlung der Sarmiento-Vororteisenbahn in eine Untergrundbahn wurde eingeleitet, und die Maschine für die Ausgrabung des Tunnels wurde schon gekauft und eingerichtet. Aber die Arbeit wurde vorerst eingestellt, so dass hier ein bestimmtes investiertes Kapital still steht. Ausserdem sollte der Tunnel in Haedo begonnen werden, statt am Bahnhof Once, wie es hätte sein sollen, da die U-Bahn besonders in der Stadt eine wesentliche Verbesserung darstellt. Nachdem jedoch keine Finanzierungsmöglichkeit für diese U-Bahn besteht, frägt man sich, ob es nicht sinvoller gewesen wäre, die Strassenkreuzungen der Eisenbahnschienen durch Tunnels oder Brücken zu ersetzen, wie es schon an vielen Orten der Fall ist und jetzt auch bei der Kreuzung der Federico Lacroze der Mitre-Bahn getan wird. Denn dann könnte diese Eisenbahn wie eine U-Bahn fahren, mit Frequenzen von 3 Minuten und ohne Fahrplan, und es würde auch keine Zusammenstösse mit Autos und Omnibussen geben, wie es bei den bestehenden Kreuzungen gelegentlich der Fall ist.
Um die gigantische Vergeudung bei Staatsinvestitionen zu vermeiden, die traditionell besteht, aber unter den Kirchners ins Extrem getrieben wurde, müsste ein Investitionsplan aufgestellt werden, der Prioritäten, Finanzierung und Bauzeiten festsetzt, wobei jedes Projekt vorher eingehend durch eine Consulting-Firma studiert werden muss. Ein immer noch gültiges Gesetz aus der Menem-Regierung sieht genau dies vor, wurde jedoch nicht eingehalten. Das spart Milliarden Pesos. Doch auch dies steht nicht einmal zur Diskussion, auch bei der Opposition nur gelegentlich und in Sonderfällen, wie beim absurden Hochgeschwindgkeitszug von Buenos Airs nach Rosario und Córdoba, der vor einigen Jahren von CK angekündigt, dann jedoch zum Glück ad acta gelegt wurde. Dass die Präsidentin jedoch so weit ging, ein so phantasiegeladenes Projekt anzukündigen, zeigt wie leichtfertig mit dem Staatsgeld umgegangen wird.